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Vorwort

Rasanter Bevölkerungszuwachs, wachsender Ressourcenverbrauch, ungeregelte 
Globalisierung, umfassende Digitalisierung und der fortschreitende Klimawan-
del sind nur einige der Themen, die unsere Gesellschaft und Wirtschaft, vor al-
lem aber den Innovationsbedarf der Industrie, fundamental herausfordern. Zu-
nehmende nationalistische Tendenzen und protektionistische Handelskonflikte 
erhöhen den Druck für eine Neuformation globaler Politik; die weltweite Co-
rona-Pandemie offenbart die Fragilität der globalisierten Lieferketten. Eines ist 
klar: Ein »Weiter so« kann und wird es nicht geben.

Die Transformation zur nachhaltigen Wirtschaft bedeutet nichts anderes als 
einen Komplettumbau. Wir müssen uns, um sie zum Erfolg zu bringen, einig wer-
den, überzeugt sein und alle Kräfte bündeln. Und dafür müssen wir mehr streiten 
und ringen. Aber beides miteinander. Es muss eine Debatte in der breiten Gesell-
schaft organisiert werden, und die Menschen müssen an den Entscheidungen 
wie an der Umsetzung beteiligt werden, denn es geht um Veränderungen bis tief 
in unsere Gesellschaft hinein. Jetzt müssen die politischen und gesellschaftlichen 
Weichen gestellt werden für einen sozial-ökologischen Transformationsprozess, 
der in der Realität Zukunftsperspektiven für Wohlstand und Natur erbringt. Jeder 
umfassende Wandel in der Menschheitsgeschichte hatte und brauchte seine Pha-
sen der Ideenfindung, des Widerstreits und häufig auch des Widerstandes. Wenn 
der Zeitpunkt der Option gesellschaftlicher und politischer Einigung verpasst 
oder gar bewusst verschenkt wird, schrumpfen die Chancen für eine nachhaltige, 
friedliche und demokratische Zukunft. Die Zeit abstrakter Zukunfts- und Zieldis-
kussionen ist zu Ende. Wir müssen um das »Wie« streiten und anerkennen, dass 
wir bei den globalen Lösungen der globalen Probleme erst am Anfang stehen.

Das Bedürfnis einer tief greifenden Transformation ist keine neue Erkenntnis, 
erst recht nicht für uns in der IG BCE. Wir haben – sicher in überschaubareren, 
aber dennoch komplexen Kontexten – viele Veränderungsprozesse mitgestaltet. 
Die bei uns organisierten Branchen sind nicht nur energie- und ressourceninten-
siv, sondern auch extrem globalisiert. Damit unterliegen sie den Transformations-
trends in besonderer Weise.
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In einem aufwendigen Beteiligungsprozess entwickelten wir als IG BCE 2019/2020 
Zukunftsszenarien, auf deren Basis wir neue industriepolitische Strategien zu den 
Herausforderungen der Transformation in der kommenden Dekade abgeleitet ha-
ben. Kernpunkt ist und bleibt, dass die notwendige industrielle Modernisierung mit 
sozialer Gerechtigkeit, Guter Arbeit und Mitbestimmung einhergehen muss.

Für diesen Entwicklungsprozess bedienen wir uns auch der Kompetenzen 
und Erfahrungen unserer Stiftung Arbeit und Umwelt der IG BCE, die 2020 ihr 
30-jähriges Bestehen feiert. Gegründet, um die Transformationsprozesse im ehe-
maligen »Mitteldeutschen Chemiedreieck« nach dem Mauerfall und dem Zu-
sammenbruch der ostdeutschen Chemieindustrie zu begleiten, hat die Stiftung 
bundesweit vielfältige Nachhaltigkeitsprojekte angestoßen. Dabei lag und liegt 
der Schwerpunkt immer auf einem ausgewogenen Zusammenspiel von Ökologie 
und Guter Arbeit.

Seit 2017 widmet sich die Stiftung als Nachhaltigkeits-Think-Tank den Chan-
cen und Herausforderungen einer sozial-ökologischen Transformation aus indus-
triegewerkschaftlicher Perspektive. In Studien, Veranstaltungen und politischen 
Handlungsempfehlungen fokussiert sie die Themenbereiche nachhaltige Indus-
triepolitik und Industriearbeit der Zukunft.

Anlässlich des diesjährigen Jubiläums der Stiftung Arbeit und Umwelt haben 
wir eine Reihe von Experten* aus Wissenschaft, Unternehmen, Betriebsräten, Ge-
werkschaften und Politik gebeten, das Thema nachhaltige Industriepolitik aus ih-
rer Sicht zu beleuchten.

Das vorliegende Buch verweist auf differenzierte, auch kontroverse Herausfor-
derungen, Chancen und konkrete Strategien – immer mit einem arbeitnehmer-
orientierten Ansatz. 

Ich möchte mich an dieser Stelle auch bei all denen bedanken, die zur Erstel-
lung des Buches beigetragen haben: bei den Autoren der jeweiligen Beiträge, dem 
Team der Stiftung Arbeit und Umwelt der IG BCE sowie beim Campus Verlag.

Ich wünsche eine spannende Lektüre.
Mit einem herzlichen Glückauf,
Michael Vassiliadis

*	 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird im Folgenden auf die gleichzeitige Verwendung 
weiblicher und männlicher Sprachformen verzichtet und die generische männliche Form 
verwendet. Die verkürzte Sprachform gilt gleichermaßen für beide bzw. alle Geschlechter.
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Warum nachhaltige  
Industriepolitik?
Kajsa Borgnäs und Alexander Bercht

Strategische Industriepolitik als Basis eines 
zukunftsfesten Wohlstandsmodells

Wenn dieses Buch erscheint, wird Deutschland noch mit der Corona-Pandemie 
und ihren Folgen zu kämpfen haben. Es ist heute schwer abzuschätzen, wie tief 
greifend der Einschnitt in Gesellschaft und Wirtschaft sein wird. Sicher ist: Wir 
stehen am Beginn eines neuen Jahrzehnts, und wir blicken auf ein widersprüch-
liches Jahrzehnt zurück. Ökonomisch war es eines der erfolgreichsten der deut-
schen Wirtschaftsgeschichte. Zugleich war es geprägt von folgenschweren Ver-
änderungen. Dieser Widerspruch zeigt uns zu Beginn der 2020er-Jahre, dass wir 
als Gesellschaft erfolgreich sein können, dass wir aber nicht so weitermachen 
können wie bisher. Dies gilt besonders für die Industrie als zentraler Bestandteil 
unserer Wohlstandsgesellschaft.

In Zeiten wie diesen, geprägt von Krisen und Widersprüchlichkeiten, wachsen 
Einfluss und Handlungsspielraum des Staates. Dies ist kein Zufall. In »normalen« 
Zeiten wird Regierungen und Politikern häufig die Fähigkeit abgesprochen, ab-
schätzen zu können, welche Technologien und Akteure erfolgreich auf dem Markt 
sein werden. Es gilt als Aufgabe des Staates, Rahmenbedingungen zu schaffen und 
gelegentlich Geld bereitzustellen, damit die animal spirits der Marktakteure frei-
gesetzt werden können. Darüber hinaus solle er sich möglichst fern vom tagtäg-
lichen Marktgeschehen halten.

In Krisenzeiten zeigt sich jedoch, dass der Staat als einziger Akteur die Legi-
timität und die Kraft hat, die enormen Summen privaten und öffentlichen Kapi-



Warum nachhaltige Industriepolitik?   17

tals für demokratisch-gesellschaftlich bestimmte Zwecke zu mobilisieren, um aus 
der Krise zu kommen. Er hat die Regulierungsmacht, die Spielregeln für Unter-
nehmen und Branchen grundlegend zu verändern. In der Corona-Krise beauf-
tragte beispielsweise die US-amerikanische Regierung Einzelunternehmen, Be-
atmungsgeräte zu produzieren. In Deutschland appellierte Bundesinnenminister 
Horst Seehofer nicht nur an Pharmakonzerne, sondern an alle infrage kommen-
den Industrieunternehmen – inklusive fachfremde Firmen –, an der Herstellung 
dringend benötigter Medizinprodukte mitzuwirken.

Nach einem langen Rückzug des Staates aus dem Markt in den vergangenen 
Dekaden ist die Debatte um seine Rolle in der Wirtschaft zuletzt intensiver ge-
worden. Die Befürworter einer aktiven Industriepolitik nehmen zu. Dies gründet 
sich auf drei prägende Krisenerfahrungen aus dem zurückliegenden Jahrzehnt.

Zum Ersten haben die Finanz-, Wirtschafts- und Währungskrisen um 2008 
und 2011 erhebliche Ungleichgewichte in der Wirtschaftsentwicklung der west-
lichen Industriestaaten offengelegt. Die wachsenden Diskrepanzen zwischen Fi-
nanzmärkten und Realwirtschaft sowie steigende finanzielle Ungleichheiten in 
der Bevölkerung trugen zu fundamentalen Instabilitäten und zur Implosion der 
Finanzmärkte bei. Das staatliche Krisenmanagement beschränkte sich nicht nur 
auf eine stabilitätsorientierte Geldpolitik, mit den umfassenden Subventionen 
und Bail-outs (insbesondere von Banken und Finanzmarktakteuren) wurde ein 
enges Abhängigkeitsverhältnis zwischen Privatwirtschaft und Staatsfinanzierung 
offenbart und vertieft. Zudem wurde deutlich, dass wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Risiken eng miteinander verbunden sind und dass der Kontrollver-
lust des Staates in vielen Wirtschaftsbereichen während der neoliberalen Jahr-
zehnte zu weit getrieben wurde. Die Rettungsaktionen warfen somit unmittelbar 
die Frage auf, ob der Staat nicht auch in Zeiten der Normalität ein berechtigtes 
Interesse an der Entwicklung verschiedener Wirtschaftssektoren habe – nicht zu-
letzt, um weitere Krisen zu vermeiden. Zu dem staatlichen Instrumentenkasten 
gehören neben einer innovativeren Geldpolitik auch eine strategische Finanz- 
und Wirtschaftspolitik. Es entstand somit eine Debatte darüber, wo staatliche 
Unterstützungsmaßnahmen ansetzen sollen – eine Debatte um Industriepolitik 
nicht nur in, sondern auch zwischen Krisen.

Zum Zweiten hat die derzeitige Phase der Globalisierung – insbesondere mit 
dem Aufstieg Chinas als globaler Wirtschaftsmacht sowie der rapiden Entwick-
lung globaler Digitalunternehmen  – die Wettbewerbslage zwischen nationa-
len »Innovations- und Produktionssystemen« verändert. Die »Made in China 
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2025«-Strategie und die Marktdominanz von chinesischen und US-amerikani-
schen Datenkonzernen in der Internetökonomie stellen die Effektivität der euro-
päischen Wirtschafts- und Industriepolitik von Grund auf infrage. Mit Handels-
politik à la Donald Trump, einem Großbritannien außerhalb der EU und weiteren 
zentrifugalen Tendenzen werden die Regeln der Globalisierung schnell umge-
schrieben. Die Corona-Krise enthüllt, wie die immer weiter ausgedehnten, häufig 
China-zentrierten Lieferketten zu fragilen Systemen werden können, deren Stö-
rungen zu gravierenden Einbrüchen in der Produktion und im Handel führen. 
Es zeigt sich auch, dass Europa entscheidende Wertschöpfungsschritte in strate-
gischen Produktionsbereichen verloren hat, etwa in der Arzneimittelherstellung, 
der Fotovoltaik-Wertschöpfungskette und der Elektronik. Diese Entwicklungen 
befeuerten eine Debatte darüber, wie mittels Industriepolitik lokale Resilienz statt 
(nur) globaler Effizienz hergestellt werden könnte.

Zum Dritten: Vor dem Hintergrund der offensichtlich werdenden Risiken und 
Kosten eines massiven Klimawandels bildet sich seit der Pariser Klimakonferenz 
2015 ein gesellschaftlicher Konsens darüber heraus, dass unser gesamtes Produk-
tionsmodell umgebaut werden muss. Fossile Roh- und Brennstoffe sind seit Jahr-
hunderten Basis unseres Wohlstands. Ohne Kohle hätte es die Elektrifizierung 
und Industrialisierung westlicher Industrienationen nicht gegeben. Ohne Öl-
förderung und -veredlung wären weder Mobilität, Automobilindustrie, Logistik 
noch Petrochemie entstanden. Um den Klimawandel aufzuhalten und die öko-
logische Tragfähigkeit des Erdsystems zu schützen, müssen diese Energiequel-
len innerhalb einer Generation durch erneuerbare Energien (EE) ersetzt werden. 
Dies wird einen tief greifenden Umbau der Produktionsstrukturen und -prozesse, 
der Infrastrukturen sowie der Wirtschafts- und Handelsbeziehungen bewirken. 
Er erfordert erheblich gesteigerte Innovationsanstrengungen in allen Wirtschafts-
bereichen, eine massive Mobilisierung von risikobereitem und zugleich geduldi-
gem Kapital sowie einen immensen Koordinationsaufwand zwischen verschiede-
nen Interessen und Akteuren. Dem Staat fällt hier eine neue Rolle zu: Er muss die 
Rahmenbedingungen für beschleunigte Innovationen und Investitionen schaffen 
und koordinieren, er muss das gesamtgesellschaftliche Kapital stärker sowie ziel-
gerichteter mobilisieren.

Die Fundamente des Wirtschaftssystems verändern sich derzeit rapide. Unser 
historisches Erfolgsmodell für Wachstum, Wohlstand und Arbeitsplatzsicherung 
wird zunehmend fraglich. Obwohl unklar ist, wo Vorbilder gesucht werden soll-
ten (mit welchen Modellen hätten die genannten Krisen besser gemeistert werden 
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können?), bleibt aber eines klar: Ein industriepolitisches Umdenken ist nötig, um 
unsere Wohlstandsgesellschaft zukunftssicher zu machen und an der globalen 
technologischen Spitze zu bleiben.

In diesem Buch umreißen wir die aktuellen Herausforderungen der drängen-
den Transformationen und diskutieren, wie eine nachhaltige Industriegesellschaft 
gelingen kann. Unser Ausgangspunkt ist, dass die Industrie – insbesondere die 
energieintensive Industrie  – ein unumgängliches Fundament unserer Wohl-
standsgesellschaft ist. Unser Ausgangspunkt ist auch, dass die Transformation 
bereits stattfindet und dass sie sich beschleunigen wird und muss, um Nachhal-
tigkeit und Wohlstand in Einklang zu bringen. Eine nach demokratischen Regeln 
ausgehandelte nachhaltige Industriepolitik muss stärker über die Richtung der 
Wirtschaftsentwicklung diskutieren, sie muss sich in ungewohnten Akteurskon-
stellationen einigen sowie bei Zielkonflikten oder Misserfolgen die Rahmenbe-
dingungen fair und flexibel anpassen können. Weder Utopismus noch Dystopis-
mus dienen für praktische Veränderungen als Richtschnur. Eine ambitionierte, 
nachhaltige Industriepolitik hat das Potenzial, in diesen inhärent unsicheren Zei-
ten den politischen und wirtschaftlichen Akteuren die erforderliche Planungs- 
und Zukunftssicherheit zu geben.

Nachhaltige Industriepolitik »Made in Germany« –  
das deutsche Innovationssystem stärken

Definition nachhaltiger Industriepolitik

Trotz zunehmender Forderungen nach einer aktiveren Industriepolitik fehlt in 
der Debatte oftmals die eindeutige Definition dessen, was Industriepolitik ist. 
Industriepolitik ist generell die »gezielte Beeinflussung der sektoralen Produk-
tionsstruktur einer Volkswirtschaft durch den Staat«1. Es lassen sich drei Inten-
tionen für den Lenkungseingriff unterscheiden: (1) In bestimmten Wirtschafts-
zweigen soll ein Mindestmaß an inländischer Produktion aufrechterhalten 
werden, zum Beispiel um Versorgungssicherheit oder die militärische Sicher-
heit zu gewährleisten. (2) Strukturelle Anpassungsprozesse sollen in ihren so-
zialpolitischen Auswirkungen abgefedert werden. (3) Zukunftsträchtige Pro-
duktionsbereiche sollen gestärkt und ihr Anteil an der Gesamtproduktion 
erhöht werden.
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Bei nachhaltiger Industriepolitik kommt noch ein qualitativer Aspekt hinzu: 
Als zukunftsträchtig können Produktionsbereiche angesehen werden, die zu ei-
nem in sozialer, ökologischer und ökonomischer Hinsicht nachhaltigen Ressour-
cenverbrauch sowie zur Treibhausgasneutralität beitragen und gleichzeitig inlän-
dische strategische Produktionsstrukturen aufrechterhalten.

Industriepolitische Überlegungen stellen somit einen deutlichen Bruch mit 
dem Laissez-faire-Kapitalismus dar und seiner vorherrschenden Vorstellung, 
Märkte allein würden die Menschen zu Fleiß, Zusammenarbeit, Produktivität 
und Findigkeit motivieren. Da Märkte weder diesem Ideal entsprechen noch Na-
turphänomene sind, gibt es zahlreiche Möglichkeiten, sie zu organisieren. Grund-
sätzlich ist der Kapitalismus lern- und anpassungsfähig; nun muss er mit Blick auf 
das Steuerungsmodell, das Innovationsmodell sowie das Arbeits- und Sozialmo-
dell an die neuen Bedürfnisse und die gesellschaftlichen (Nachhaltigkeits-)Ziele 
angepasst werden.

Erneuerung des deutschen Produktionssystems

Das deutsche Produktionssystem, mit seiner regelbasierten Wirtschaft und den 
international gesehen relativ starken sozialpartnerschaftlichen Institutionen, hat 
sich in seiner mehr als 100-jährigen Geschichte als sehr verlässlich sowie flexibel 
erwiesen. Trotz einiger Kontinuitätsbrüche blieb es im Kern stabil, es konnte ver-
schiedensten Veränderungen standhalten und große Herausforderungen durch 
inkrementelle Anpassungen meistern.

Aktuell gibt es aber Anzeichen, dass diese institutionelle Verlässlichkeit zu ero-
dieren beginnt. Gleichzeitig ist deutlich mehr Flexibilität gefordert. Nicht nur die 
oben erläuterten Krisen stellen die Legitimität und Handlungsfähigkeit des Staa-
tes immer öfter infrage. Die industriellen Beziehungen und das Qualifizierungs-
system werden beispielsweise durch globale Konzerne unterminiert, die Tarif-
bindung bröckelt, Finanzakteure spekulieren auf den institutionellen Break-down 
(wie durch die hohe Staatsverschuldung einzelner EU-Länder); neue politische 
Parteien hinterfragen das etablierte politische System, und die neue Medienland-
schaft mit deren nichttransparenten »Proto-Institutionen«2 (zum Beispiel IT-Un-
ternehmen) strukturiert das öffentliche Leben jenseits üblicher demokratisch-
kommunikativer Prozeduren. Dazu kommen wachsende Ungleichheit bei den 
Einkommen und dem Zugang zu Bildung, zunehmende internationale Migration 
sowie der demografische Wandel.
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Staatliches Handeln ist zunehmend gefragt, um die Verlässlichkeit sowie die 
notwendige Flexibilität der gesellschaftlichen Institutionen sicherzustellen. Eine 
aktive Industriepolitik kann helfen, die Gesellschaft zu stabilisieren und durch 
eine erhöhte Problemlösungskompetenz die Legitimität der gemeinsam ausge-
handelten Lösungen zu stärken. Dafür muss die Industriepolitik aber effektiv und 
effizient funktionieren. Wie kann das erreicht werden?

Einbettung und Innovation

Eine erhöhte institutionelle Verlässlichkeit und gleichzeitige Flexibilität können 
operativ mit den beiden Konzepten Einbettung und Innovation erreicht werden.

Der von Karl Polanyi3 geprägte Begriff Einbettung drückt aus, dass ökonomi-
sche und technologische Entwicklungen politisch in die Strukturen der Gesell-
schaft integriert sind oder werden sollten. Technologische Entwicklungen spie-
geln gesellschaftliche Ziele wider und entfalten Interessenkonflikte; ihre soziale 
Wirkung geht weit über ihren direkten wirtschaftlichen Nutzen hinaus.

Gemeinhin wird Innovation eher technologisch verstanden. Doch Innovation 
kann auch Institutionen, Verhalten, Organisationen und Strategien umfassen. Die 
Leitidee der Nachhaltigkeit erfordert dieses breite Verständnis von Innovation: 
Neue Produkte, Prozesse und Verhandlungsforen sind notwendig, um eine Neu-
orientierung der Wirtschaft und des Produktionssystems zu erreichen.

Nach diesem Verständnis zielt eine nachhaltige Industriepolitik darauf, die 
technologischen und sozialen Innovationen zu intensivieren. Sie müssen aber 
in breitere gesellschaftliche Ziele und Prozesse eingebettet sein. Das kann bei-
spielsweise bedeuten, den Strukturwandel in bestimmten Branchen und Regio-
nen sozial und gerecht zu gestalten, die Versorgungssicherheit aufrechtzuerhal-
ten, nationale Champions oder den Mittelstand im internationalen Wettbewerb 
zu unterstützen oder einen bestimmten Wirtschaftsraum oder gewisse Handels-
partner zu stabilisieren. Klare Ziele, messbare Vorgaben, transparente Überwa-
chung und die Einbindung aller Stakeholder erhöhen Legitimität, Effektivität und 
Effizienz in der Transformation. Die relevanten Akteure eines solchen »eingebet-
teten Innovationsregimes« sind auf staatlicher, unternehmerischer und betrieb-
licher sowie individueller Ebene zu finden.
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Der Staat als industriepolitischer Akteur: USA, China, EU  
und Deutschland im Vergleich

Verschiedene staatliche Produktions- und Innovationssysteme entwickelten sich 
sehr unterschiedlich, entsprechend der Ziele und Bedürfnisse der jeweiligen 
Wirtschaftsräume. Das US-amerikanische Innovationssystem basiert auf einer 
Triade von staatlich subventionierter Militärforschung ohne direkten ökonomi-
schen Zweck (zum Beispiel DARPA), privaten (IT-)Unternehmen, die häufig als 
Ausgründungen der Militärforschung entstanden und deren Erstinvestor de 
facto der Staat war, sowie auf einem breiten Netzwerk von hoch spezialisierten 
wissenschaftlichen Einrichtungen. Die tiefen Kapitalmärkte  – gerade im vor-
börslichen Bereich (zum Beispiel privates Wagniskapital) – trugen zur Entwick-
lung der dynamischen Innovationslandschaft bei. Aus den engen Verbindungen 
zwischen staatlichen, privaten und wissenschaftlichen Ressourcen erwuchs ein 
erfolgreicher innovationspolitischer Komplex, der den USA zu ihrer technologi-
schen Führungsposition verhalf. Doch auch in den USA existieren beide Pole der 
industriellen Entwicklung: der wirtschaftlich abgehängte Rust Belt sowie der in-
novationspolitische Leuchtturm Silicon Valley.

Das chinesische Innovationssystem dagegen fußt auf einer Dyade aus staatli-
chen Vorgaben und Zielen für die Wirtschaft sowie staatlichen oder staatlich ge-
stützten Großunternehmen. Erst in jüngster Zeit haben die Wissenschaftsinstitu-
tionen begonnen, eine innovatorische Rolle zu übernehmen. Chinas konsequente 
Unternehmensförderpolitik, in Kombination mit einer industriepolitisch orien-
tierten Außenpolitik, verwandelte das Land rapide in eine globale Wirtschafts-
macht. Beispiele sind die sogenannte Belt-and-Road-Initiative (»Neue-Seiden-
straße-Initiative«) oder strategische Partnerschaften und Aufkäufe im Ausland 
(sowie strenge Vorgaben für ausländische Investoren und Unternehmen, Joint 
Ventures mit chinesischen Unternehmen einzugehen, was zu einem Know-how-
Abfluss führt). Chinas Entwicklung zeigt, dass der Erfolg des Innovations- und 
Produktionssystems nicht nur in der Innovationsförderung liegt, sondern auch in 
der Förderung von Investitionen, der Bereitstellung von Infrastruktur und Kapital 
sowie der kollektiven Zielsetzung für die wirtschaftliche Entwicklung.

Bereits vor dem US-chinesischen Handelskonflikt und der Corona-Krise setzte 
sich China aber eine stärkere Binnenmarktorientierung, einen sozialen Aus-
gleich sowie eine nachhaltigere Wirtschaft zum Ziel. Mit dem »Made in China 
2025«-Konzept macht das Land deutlich, dass es die Rolle als verlängerte Werk-
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bank der Welt hinter sich lassen, technologische Entwicklungspfade westlicher 
Industrienationen überspringen und in strategisch wichtigen Zukunftsbranchen 
zum Technologieführer aufsteigen will. Allerdings ist auch China von konträren 
Tendenzen geprägt: Das Land ist weltgrößter Kohleverbraucher und Treibhaus-
gasemittent; gleichzeitig ist es Weltmarktführer im Bereich Erneuerbare Energien 
und verstärkte seine Position in systemrelevanten Hightech-Branchen. Die ak-
tuellen Krisen zeigten, dass westliche Industrienationen in einer zunehmenden 
»technologischen Abhängigkeit von der Volksrepublik China stehen«4.

In Europa herrscht dagegen die Überzeugung, dass der Staat zwar Innovatio-
nen unterstützen, aber sich nicht in deren strategische Ausrichtung einmischen 
oder auf deren Markterfolg Einfluss nehmen soll. Die Europäische Union hat 
lange einen eher begrenzten Instrumentenkasten für Innovations- und Klimapoli-
tik genutzt. Das wichtigste marktbasierte Lenkungsinstrument für die Erreichung 
der Klimaziele ist das Emissionshandelssystem, das bedingt zur Modernisierung 
der Industrie beitrug. Die Chemikalienverordnung REACH als ordnungspoliti-
sches Instrument funktionierte im Lernprozess der Chemiebranche grundsätzlich 
gut und unterstützte sie beim Umbau für Nachhaltigkeit. Regelbasierte Ansätze, 
wie zum Beispiel die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), zeigen, dass Eu-
ropa auch in einer zunehmend bipolaren Welt erfolgreich Technologiestandards 
durchsetzen kann. Doch nur ein relativ schmaler Teil der direkten Ausgaben des 
EU-Haushalts fließt in die Modernisierung der europäischen Wirtschaft. Das be-
trifft Forschung und Bildung, Austauschprogramme, Migration, Digitalisierung, 
Energie und Klimaschutz. Zudem erschweren strenge Beihilfe- und Wettbewerbs-
regeln eine aktive Unterstützung strategischer Wertschöpfungssysteme.

Auch die EU-Kommission kündigte schon vor der Corona-Krise ihren Plan 
an, die europäische Klima-, Industrie- und Handelspolitik neu auszurichten, un-
ter anderem durch neue Beihilfe- und Haushaltsregelungen und einen Grenzaus-
gleichsmechanismus. Richtig umgesetzt könnte der Green Deal eine bedeutende 
Stärkung des EU-Innovationsregimes bedeuten. Jedoch erschweren die erhebli-
chen Unterschiede der industriepolitischen Interessen und Vorstellungen der ein-
zelnen Mitgliedsstaaten eine grundsätzliche Neuorientierung auf Unterstützung 
und Entwicklung von strategischer Wertschöpfung.

Das deutsche Innovationssystem ruht auf einer breiten Wissenschaftsland-
schaft einerseits und industriellen Netzwerken sowie Großunternehmen mit ei-
genen, gut finanzierten Forschungs- und Entwicklungsabteilungen (FuE) ande-
rerseits. Dazu gehören auch das (duale) Aus- und Weiterbildungssystem sowie 
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eine Tradition der Sozialpartnerschaft, die unternehmerische Innovations- und 
Transformationsbemühungen erleichtern. Der Staat nimmt eine eher regulie-
rende Rolle ein. Er fördert Projekte vor allem in frühen Phasen des Innovations-
zyklus und will Impulse für unternehmerische Kreativität und Kooperationsgeist 
anregen. Seit einigen Jahrzehnten wendet sich die staatliche Forschungsförde-
rung stärker den zukunftsträchtigen Technologiebereichen zu, zum Beispiel der 
Energie- und Materialforschung, der Informations- und Kommunikationstechnik 
(IKT) oder der Biotechnologie. Durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 
wurden in den vergangenen Jahrzehnten Investitionen in EE-Anlagen massiv un-
terstützt (auch wenn das EEG seinen Innovationsanreiz mittlerweile verloren hat 
und einer Erneuerung bedürfte). In jüngster Zeit wurde damit begonnen, räum-
liche Verdichtungszonen – nach dem Modell Silicon Valley beispielsweise das 
Cyber Valley in Süddeutschland – zu erproben, um Entrepreneure und Start-ups 
anzuziehen.

Die volatile und zögerliche Entwicklung der EE-Technologien und Märkte, 
etwa bei Solarmodulen, Windkraftanlagen, Batteriezellen und Wasserstoff, ver-
deutlicht jedoch, dass diese Innovations- und Investitionslandschaft für die an-
stehende Transformation nicht ausreicht. Es ist immer Ziel der deutschen Innova-
tionspolitik gewesen, Innovationen aus den Großunternehmen in den Mittelstand 
zu führen, regionale Produktionsnetzwerke oder die Zusammenarbeit von Wis-
senschaft und Wirtschaft zu unterstützen. Doch um industrielle Ausgründungen 
aus der Grundlagenforschung oder industrielle Produktion in neuen Schlüssel-
industrien anzuregen, müssen die Rahmenbedingungen für den Transfer von In-
novation und Wissen sowie die Investitionsanreize deutlich verbessert werden. 
Hier sind erste Schritte zu beobachten: Deutschland plädiert inzwischen für Lo-
ckerungen bei den europäischen Wettbewerbsregeln, für stärkere Unterstützung 
von öffentlichen und privaten Großprojekten sowie gezielte Förderung zukunfts-
trächtiger Schlüsseltechnologien und industrieller Ökosysteme. Verstärkt zeigt 
sich, dass eine weitreichende Transformation nur gelingen kann, wenn sie aktiv 
industriepolitisch flankiert wird.

Unternehmen an der Front der Märkte

Unternehmen können aus ihrer Position an der Front der Märkte die Potenziale 
neuer Technologien und Marktsegmente gut beurteilen. Mit einer Steigerung der 
Qualität und Nachhaltigkeit ihrer Produkte und Prozesse können sie zum »quali-
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tativen Wachstum« beitragen. Deutsche und europäische Unternehmen gehören 
zu den innovativsten der Welt. Deren Innovationssysteme – FuE- und Design
abteilungen, betriebliche Aus- und Weiterbildung, inkrementelle Verbesserun-
gen im Produktionsprozess, Qualitätskontrollen, Stakeholder-Einbindung in 
Entscheidungsprozesse und kontinuierliche Rückkopplung vom Markt  – sind 
wesentliche Stärken, wenn es darum geht, ökologische Nachhaltigkeit, sozialen 
Wohlstand und Wirtschaftserfolg besser in Einklang zu bringen.

Jede technologische Entwicklung bringt aber organisatorische Veränderun-
gen mit sich. Dadurch ist die unternehmerische Innovationslandschaft von einer 
gewissen Pfadabhängigkeit geprägt. (Industrielle) Innovationszyklen sind häu-
fig sehr lang, gleichfalls die wirtschaftlichen, arbeitsorganisatorischen und infra-
strukturellen Anpassungszeiten. Und schließlich orientieren sich Unternehmen 
an betriebswirtschaftlichen Notwendigkeiten: Effizienztechnologien, die kosten-
einsparend sind und Gewinnchancen beinhalten, sind größtenteils bereits als 
low hanging fruits abgeerntet. Disruptivere oder experimentellere Technologien 
sind aus Unternehmenssicht nicht immer »sinnvoll« oder beinhalten hohe Risi-
ken, weshalb sie häufig nicht entwickelt oder angeschafft werden. Breitere gesell-
schaftspolitische Ziele sind für ein einzelnes Unternehmen nur bedingt relevant. 
Insgesamt ist der Prozess des Innovierens und Experimentierens somit häufig 
deutlich komplizierter und langsamer, als es gesellschaftlich wünschenswert wäre.

Vor allem die anstehende ökologische Transformation leidet unter dieser Dis-
krepanz zwischen theoretisch-technologischem Potenzial und betriebswirtschaft-
lichem Kalkül: Selbst wo die Umstellung bereits technologisch möglich wäre und 
sich makroökonomisch rechnen würde, sind die Absatzmärkte für Unternehmen 
noch nicht etabliert – somit sind viele notwendige Investitionen betriebswirt-
schaftlich noch nicht sinnvoll und unterbleiben.

Der Mensch als Innovator

Die dritte Ebene des Innovationssystems ist die lokale oder innerbetriebliche 
Ebene – die Ebene, auf der Bürger und Beschäftigte Innovationen vorantreiben, 
ermöglichen und in ihrem Alltag umsetzen. Während Verbraucher über ihre 
Konsumentscheidung auf bestimmte Produkte und Prozesse Einfluss nehmen 
können, werden Beschäftigte oft vor vollendete Tatsache gestellt und allein gelas-
sen, zum Beispiel bei der Anpassung an neue Arbeitsprozesse oder Qualifizie-
rungsanforderungen.
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Arbeit hat aus der Perspektive des Einzelnen immer drei Grundbedeutungen: 
Sie ist Quelle von Einkommen, Anerkennung und Sinn. Auch und gerade in Zei-
ten schnellen Wandels ist der Kampf um gerechte Löhne, soziale Absicherung 
und Mitbestimmung fundamental. Je kürzer die (gesellschaftlichen und betrieb-
lichen) Innovations- und Anpassungszyklen sind, desto wichtiger sind Ressour-
cen an Zeit und Geld für Bildung und Qualifizierung. Die Beschäftigten wissen 
häufig am besten, ob und wie eine Technologie in den Arbeitsprozess integriert 
werden kann. Allerdings entstehen für die Beschäftigten aus den Transformatio-
nen oftmals Fragen von existenzieller Bedeutung: Wie lassen sich die geforderten 
Anpassungen realisieren? Wer unterstützt sie dabei? Werden sie mithalten kön-
nen? Was genau können und müssen sie tun, um ihre Beschäftigungsfähigkeit zu 
stärken? Werden sie ihren Lebensstandard halten können? Wird die Arbeit der 
Zukunft eine bessere Arbeit als heute sein?

Damit die Transformation auch das Potenzial für Gute Arbeit hebt, obliegt es 
Management und Arbeitnehmervertretungen, gemeinsam und in gleichem Maße 
technologische und (arbeits-)organisatorische Innovationen voranzutreiben. Ar-
beitnehmer sind Innovatoren, wenn sie durch ein anspruchsvolles und selbst-
bestimmtes Arbeitsumfeld und durch entsprechende Qualifizierung und Weiter-
bildung dazu motiviert und in die Lage versetzt werden. Eine Modernisierung 
etablierter Mitbestimmungspraktiken würde es ermöglichen, die Beschäftigten 
besser in betriebliche Zukunfts-, Innovations- und Investitionsentscheidungen 
einzubinden.

An der Schnittstelle zwischen Mensch, Arbeit, Gesellschaft und Natur spie-
len (Industrie-)Gewerkschaften, Betriebsräte sowie die Unternehmensmitbestim-
mung somit eine entscheidende Rolle. Sie tragen zum Innovationssystem bei, in-
dem sie zwischen den wirtschaftlichen und politischen Akteuren vermitteln, die 
Verständigung darüber einfordern, wer welche finanziellen Konsequenzen zu tra-
gen hat, und die sozialen Disruptionen infolge der Transformationen mindern 
oder zukunftsfeste soziale Entwicklungskonzepte vorschlagen. Die innovations-
fördernde Funktion von Tarifbindung und Mitbestimmung ist eine besondere 
Stärke des deutschen (und europäischen) Modells, die aber gegenwärtig sträflich 
vernachlässigt und missachtet wird. Eine Stärkung der Sozialpartnerschaft ist fun-
damental für eine gelungene Transformation hin zu einer nachhaltigen Industrie.
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Innovation des Innovationssystems

Aktuelle (Krisen-)Entwicklungen verdeutlichen, wo unser Produktions- und In-
novationssystem unter einem wachsenden Druck steht, auf europäischer, staatli-
cher, betrieblicher sowie individueller Ebene. Es ist gegenwärtig nicht eindeutig 
zu beantworten, ob die Transformation zu einer wettbewerbsfähigen, nachhalti-
gen Industrie gelingen wird oder ob globale Marktentwicklungen und neue Tech-
nologien zu tiefen Verwerfungen in unserem Produktions- und Innovationssys-
tem führen, mit entsprechend gravierenden gesellschaftlichen Auswirkungen.

Eine zielgerichtete, in unsere demokratischen Strukturen eingebettete, inno-
vationsgetriebene industrielle Modernisierung ist dringend nötig. Wie eingangs 
erläutert, hat sich die Beziehung zwischen Staat und privaten Marktakteuren in 
jüngster Zeit erheblich vertieft. Doch Industriepolitik »Made in Europe« kann 
nicht von oben vorgegeben werden, sondern basiert letztendlich auf Legitimität 
und Effektivität. Es gibt verschiedene Ansichten darüber, wie aktive Industriepoli-
tik in der Praxis aussehen sollte, aber es ist eindeutig, dass ein solch radikaler Mo-
dernisierungsprozess vor allem einen umfassenden Koordinationsaufwand erfor-
dert. Eine progressive Gestaltung von Innovation hängt ab von dem erfolgreichen 
Design und Management von Verhandlungsprozessen zwischen den verschiede-
nen Akteuren und (dadurch) von der effektiven Mobilisierung von gesellschaftli-
chen und privaten Ressourcen für gemeinsam geteilte Zwecke. Gleichzeitig geht 
es nicht nur um eine Stärkung und Neuorientierung des staatlichen Handelns, 
sondern auch um ein Aufklären darüber, was der Staat und seine Institutionen 
tatsächlich bereits in der Lage sind zu leisten: im Silicon Valley und in Guang-
dong, in Essen, Brüssel und Berlin.

Dementsprechend ist nachhaltige Industriepolitik sowohl eine Politik der ko-
härenten Anreize, Fördersysteme, Sanktionen und Rechenschaftspflichten als 
auch der gemeinsamen Zielsetzung und des gegenseitigen Lernens. Der Staat 
sollte zum Katalysator neuer Innovationen, Investitionen, Ideen und Forschungs-
gemeinschaften werden, sich vom Reparateur des Marktes zu dessen Schöpfer 
und Gestalter entwickeln. Er sollte nicht nur den privaten Sektor vom Risiko ent-
lasten oder ihn in akuten Krisen retten. Vielmehr sollte sich der Staat – in enger 
Kooperation mit Beschäftigten, Unternehmen, Sozialpartnern und NGOs – zu 
einer Instanz entwickeln, die das Risiko der Innovation und Transformation ak-
tiv mitträgt. Gerade das aktive und gemeinsame Eingehen dieses Risikos können 
neue und überraschende Pfade zu künftigem Wohlstand eröffnen.
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Leitlinien des Buches

Wie sehen die konkreten Leitlinien für eine solche Industriepolitik aus? Dieser 
Frage geht der vorliegende Sammelband nach. Sein Ziel ist es, die anschwellende 
Diskussion über die Verantwortung verschiedener Akteure für die Neugestal-
tung einer nachhaltigen industriellen Zukunft zu umreißen und konkrete Hand-
lungsoptionen und Instrumente für eine erfolgreiche Transformation zu identifi-
zieren. Da gegenwärtig überlegene Alternativen zum Kapitalismus nicht 
erkennbar, aber innerhalb des Kapitalismus sehr unterschiedliche Varianten 
denkbar und auch zu beobachten sind,5 verfolgen wir im Buch einen Diskurs, der 
sich zwar kritisch gegenüber, aber grundsätzlich innerhalb des Kapitalismus und 
der sozialen Marktwirtschaft bewegt.

Die Autoren der Beiträge diskutieren nachhaltige Industriepolitik aus verschie-
denen Blickwinkeln: aus wissenschaftlicher, betrieblicher, gewerkschaftlicher, Ar-
beitnehmer- und internationaler Sicht. Es war nicht das Ziel, einen Konsens über 
die Definition oder die Ausgestaltung einer solchen Politik zu finden. Dafür ist 
das Thema zu breit gefächert, und die Autoren und die Texte sind zu unterschied-
lich. Es war auch nicht das Ziel, das Thema erschöpfend aufzubereiten. Trotz der 
Vielfalt der Perspektiven, zentralen Argumente und vorgeschlagenen Strategien 
gibt es aber mehrere Themen, die die Beiträge mit roten Fäden verbinden.

Einer dieser Fäden ist die Forderung nach einer aktiveren – im Sinne von ziel-
setzend und steuernd, aber auch ermöglichend – Rolle des Staates, der die Moder-
nisierung der Industrie und Gesellschaft stärker unterstützt. Der Staat (oder, auf 
europäischer Ebene, die EU) wird in fast allen Beiträgen als Marktakteur ange-
sehen, dem eine präsentere Rolle für die Ideenfindung und Neugestaltung wirt-
schaftlicher Spielregeln zukommt und der seine Position als Marktgestalter ent-
sprechend stärken muss.

Ein zweiter roter Faden ist die Notwendigkeit einer Richtung für die wirtschaft-
liche und innovatorische Entwicklung. Innovation kann nicht (mehr) nur aus be-
trieblichen Eigeninteressen vorangetrieben werden. Ihre Ziele, ihre Struktur und 
ihr Tempo müssen sich stärker aus den demokratisch-gesellschaftlich festgelegten 
Transformationsstrategien herleiten. Dafür braucht es bessere und kohärentere 
Rahmenbedingungen zur effektiveren Lenkung von betrieblichen und öffentli-
chen Innovations- und Investitionsaktivitäten.

Einen dritten roten Faden stellt die Forderung nach mehr Kooperation und 
Koordination dar. Einzelkämpfer werden die Umstellung auf nachhaltige, wett-
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bewerbsfähige Technologien und Produkte nicht schaffen. Es bedarf einer ge-
meinsamen Herangehensweise sowie der Bereitschaft, von den Perspektiven und 
Bedürfnissen anderer zu lernen. Dafür müssen Interessenkonflikte offengelegt 
und das Know-how und die Kompetenzen aller relevanten Akteure einbezogen 
werden. Dies gilt auf der betrieblichen, regionalen und nationalen Ebene sowie 
auch über die Ebene Deutschlands und Europas hinaus: Bessere Koordination auf 
globaler Ebene wird als unabdingbar angesehen.

Der vierte rote Faden ist die Erkenntnis, dass es eilt, sowohl um neue techni-
sche und regulatorische Ideen zu entwerfen, als auch sie in der Praxis umzuset-
zen. Es ist aus Nachhaltigkeits- und Wettbewerbsgründen sowie mit Blick auf die 
Wohlstandsentwicklung notwendig, entscheidende Schritte bereits in den kom-
menden Jahren zu gehen.

Der fünfte rote Faden ist, dass Transformation und Gute Arbeit keine Gegen-
sätze sind. Es ist möglich, ökologische Nachhaltigkeit und wirtschaftliche Mo-
dernisierung mit positiven Zukunftsperspektiven für die Beschäftigten – in allen 
Branchen – zu vereinen. Eine solche für alle Seiten positive Entwicklung kommt 
aber nicht von alleine. Eine aktive Einbindung der Beschäftigten, deren Perspek-
tiven und Bedürfnisse ist notwendig, ebenso eine Modernisierung der Mitbestim-
mungsstrukturen und ein neues Kooperationsverständnis auf betrieblicher und 
Branchenebene. So kann ökologische und soziale Transformation für eine nach-
haltige industrielle Zukunft zusammengebracht werden.

Wir freuen uns auf den Austausch!
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Übersicht der Buchbeiträge

Teil II – Nachhaltige Industriepolitik: Entwicklungslinien, 
Herausforderungen und Akteure

Für den ersten Teil des Buches haben wir fünf Autoren eingeladen, Industriepoli-
tik mit Blick auf die Transformation zu ökologischer Nachhaltigkeit und Treib-
hausgasneutralität zu definieren sowie die Bedarfe und Handlungsoptionen da-
für zu diskutieren. Schwerpunkte bilden technologische Optionen, politische/
staatliche Rahmenbedingungen sowie die Rollen und Potenziale verschiedener 
Akteure – einschließlich Unternehmen und Gewerkschaften.

Zunächst gibt Ralf Fücks einen Überblick zu aktuellen Entwicklungslinien in 
der deutschen ökologischen und industriepolitischen Debatte. Er argumentiert, 
dass viele Wachstumskritiker die Anpassungsfähigkeit des Kapitalismus unter-
schätzen und Industriekritiker den fundamentalen Trends, ausgelöst durch glo-
bales Bevölkerungswachstum, die Urbanisierung und die damit verbundene 
wachsende Nachfrage nach materiellem Wohlstand, nicht gerecht werden. Einen 
Abschied von der Industriegesellschaft kann es nicht geben. Stattdessen ist ein ra-
pides Umsteuern der industriellen Dynamik notwendig, um den Wettlauf mit der 
Erderwärmung zu gewinnen. Es bedarf einer grünen industriellen Revolution – 
innovationsgetrieben und global im Umfang –, die gleichermaßen das Freiheits-
versprechen unserer Demokratie und die ökologische Zukunftsfähigkeit unse-
rer Wirtschaft sichern kann. Hierfür sind ebenso neue Preisbildungsinstrumente 
zentral, die die ökologische Wahrheit widerspiegeln – zum Beispiel CO2-Beprei-
sungssysteme oder eine tief greifende ökologische Steuerreform –, wie eine för-
dernde Innovations- und Forschungspolitik sowie sozial gerechte Erstattungsme-
chanismen. Fücks betont, dass jede staatliche Investitions- und Konsumlenkung 
dem Dilemma unvollständiger Information unterliegt. Ein intelligenter Politik-
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Mix kann jedoch die notwendige »Sicherheit im Wandel« schaffen und gleichzei-
tig Spielraum und Innovationswettbewerb zwischen Marktakteuren ermöglichen. 
So können eine Spaltung der Gesellschaft entlang einer sich zuspitzenden ökolo-
gischen Krise verhindert und Fortschritt mit Verantwortung verbunden werden.

Ulrich Brand argumentiert, dass das »Immer-mehr-und-immer-schneller« un-
serer Produktions- und Lebensweise durch eine ganz neue, nicht wachstums-
orientierte Gestaltung von Wirtschaft, Politik und Gesellschaft ersetzt werden 
sollte. Statt der ökologisch-kapitalistischen Modernisierung der meisten bisheri-
gen Transformationsbemühungen braucht es demnach eine tief greifende sozial-
ökologische Transformation, um das Verhältnis zwischen Mensch und Natur nach-
haltig zu gestalten. Dafür müssten viele Akteure ihre gewohnten Positionen und 
Rollen neu definieren, darunter auch die (Industrie-)Gewerkschaften. Sie soll-
ten die weitreichende Transformation zu ihrem Kernanliegen machen, nicht nur 
im Sinn der kurz- und mittelfristigen Arbeitssicherung, sondern auch im Sinn 
der »guten Gesellschaft« beziehungsweise des guten (nachhaltigen) Lebens. Die 
Gewerkschaften gerieten in den vergangenen Dekaden unter Druck; eine brei-
tere Thematisierung der nachhaltigen Gesellschaft könnte ihnen neue Legitimi-
tät und Glaubwürdigkeit verleihen sowie auch helfen, überraschende Allianzen 
zu schmieden. Brand betont, dass es offensichtlich ist, dass die Klimakrise so-
wohl eine nationale als auch eine globale Klassendimension hat. Gewerkschaften 
sollten es daher nicht dem Unternehmensmanagement oder den Kapitaleignern 
überlassen, Transformationsentscheidungen zu treffen. Fragen der wirtschaftli-
chen Demokratie und die Stärkung von Mitbestimmungsinstitutionen gehören 
auf die klimapolitische Transformationsagenda: Es geht um eine arbeitnehmer- 
und menschenorientierte Umgestaltung von Produktion und Arbeit und damit 
auch um die Umstellung zu einer am Gebrauchswert – statt nur am Tauschwert – 
orientierten Produktion.

Mariana Mazzucato erläutert ihre These des innovativen Staates und beschreibt 
Instrumente, mit denen der Staat die Innovationsintensität der Gesellschaft be-
schleunigen kann. Ähnlich wie beim Innovationswettbewerb um die Erobe-
rung des Weltraums zwischen den USA und der Sowjetunion im Kalten Krieg 
braucht es heute einen an einer bedeutsamen Mission orientierten Kapitalfluss 
und eine staatliche Steuerung, die Richtung und notwendige Geschwindigkeit 
der Transformation vorgeben. Der Staat sollte nicht nur Marktversagen korri-
gieren, sondern aktiv risikobereites Kapital in neue Innovationsfelder schleusen 
und dadurch Märkte schaffen und (um-)gestalten. Der innovative Staat zeigte sich 
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bereits bei der Forschung und Entwicklung von Technologien der modernen IT-
Ökonomie: Hier hat der (amerikanische) Staat nicht den Markt »repariert«, son-
dern ihn durch jahrzehntelange Innovationsförderung überhaupt erst ermöglicht. 
Eine ähnliche Rollenverteilung und Partnerschaft zwischen staatlichen und priva-
ten Akteuren ist nun für die Umstellung auf Treibhausgasneutralität notwendig. 
So kann auch privates Kapital sektorenübergreifend mobilisiert werden.

Wichtig hierfür sind neue Instrumentarien der Marktgestaltung und der In-
novationsfinanzierung, die sowohl auf der Angebots- als auch der Nachfrageseite 
neuer Technologien ansetzen. Konkret braucht es Instrumente und institutio-
nelle Konfigurationen, die es dem Staat ermöglichen, nicht nur Risiken einzuge-
hen, sondern auch finanziell an profitablen Innovationen, zu denen er beigetragen 
hat, teilzuhaben, beispielsweise über Lizenzgebühren, öffentliche Risikokapital-
fonds, in Aktienkapital umwandelbare Schuldenfinanzierung oder andere Arten 
der Beteiligung am geistigen Eigentum. Durch ein Verständnis von staatlichen 
Investitionen als Portfolio können Kosten für »Fehl-Investitionen« durch die Ge-
winnbeteiligung an gelungenen Innovationen abgedeckt und die Finanzierung 
zukünftiger Innovationsanstrengungen gesichert werden. Grundlegend dafür ist 
ein neues Verständnis von Staat sowie von Wert: (Gebrauchs-)Wert wird in un-
serer Wirtschaft kollektiv geschaffen, und der Staat muss eine deutlich stärkere 
Rolle bei der Schaffung dieses Werts spielen. Nur durch eine Vergesellschaftung 
sowohl der Risiken als auch der Erträge des Innovationsprozesses kann es gelin-
gen, gesellschaftliche Missionen und (Nachhaltigkeits-)Ziele stärker im Innova-
tionsprozess einzubringen.

Ulrich Petschow fokussiert die Bedeutung einer aktiveren staatlichen Inno-
vations- und Investitionspolitik für die Dekarbonisierung der energieintensiven 
Grundstoffindustrien. CO2-Emissionen entstehen sowohl durch deren hohen 
Prozesswärme- und Strombedarf als auch durch chemische Umwandlungspro-
zesse in der Produktherstellung selbst. Strukturell sind diese Branchen durch 
eine lange Lebensdauer der Anlagen, lange Investitionszyklen und hohe Kapital-
kosten geprägt. Sie produzieren häufig Produkte, die global homogen sind (so-
genannte bulk products) und damit einem starken Preiswettbewerb unterliegen. 
Dies führt dazu, dass neue emissionsärmere Technologien, die zu standortspezifi-
schen Preissteigerungen beitragen, einen potenziell negativen Wettbewerbseffekt 
nach sich ziehen. Um De-Industrialisierung infolge aktiver Klimapolitik zu ver-
hindern, braucht es neben einem starken Förderregime auch innovative Ansätze 
zum Carbon-Leakage-Schutz.
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Petschow zeigt, dass in allen energie- und emissionsintensiven Branchen 
treibhausgasärmere Technologien erforscht und erprobt werden, doch viele da-
von befinden sich noch in frühen Entwicklungsstadien. Das gilt vor allem für 
disruptive Innovationen wie CCU (Carbon Capture and Usage), CCS (Carbon 
Capture and Storage) oder den flächendeckenden Einsatz der (grünen) Wasser-
stofftechnologie. Die Transformationspolitik muss somit gleichzeitig an vielen – 
branchenspezifischen und branchenübergreifenden – Ansatzpunkten andocken. 
Zur notwendigen politischen Flankierung gehören die Erstellung von gemein-
samen Roadmaps, die zügige Bereitstellung von unterstützenden Infrastruktu-
ren, stärkere FuE- und Investitionsförderung sowie geeignete Preismechanismen, 
um den Markt für grüne Technologien zu schaffen. Eine stärker koordinierende 
Rolle des Staates ist geboten, um die Akteure mit ihren vielfältigen und häufig 
unterschiedlichen Interessen zu einem »Richtungskonsens« (vgl. Mazzucato) zu-
sammenzubringen. Da die Umstellung dieser kapitalschweren Industrien einen 
erheblichen zeitlichen Vorlauf erfordert, muss schon heute mit der zielgerichteten 
Innovationsbeschleunigung und Marktentwicklung begonnen werden, damit in 
den 2030er- und 2040er-Jahren eine Marktreife der notwendigen Technologien 
erreicht ist.

Kai Niebert betont im letzten Kapitel dieses Buchteils, dass die aktuelle Co-
rona-Krise bei Weitem nicht die einzige Krise ist, die der Mensch durch massive 
Grenzüberschreitungen ausgelöst hat. Die Klimakrise und das Artensterben sind 
allgegenwärtig, sie bedrohen unseren Wohlstand und unsere Gesundheit. Diese 
menschengemachten Krisen im Anthropozän hängen mit unserem Unvermögen 
zusammen, die planetaren Belastungsgrenzen einzuhalten. Nach dem Ende der 
akuten Gesundheitskrise in Folge der Corona-Pandemie muss es darum gehen, 
die Wirtschaft und die Gesellschaft zu stabilisieren und krisenfest zu machen.

Ähnlich wie Brand leitet auch Niebert die Entwicklung multipler Krisen aus 
dem Wachstumszwang unserer Wirtschaft her. Die bisherige Nachhaltigkeitspo-
litik änderte wenig an der globalen Übernutzung der Ressourcen und der Erd-
erwärmung, sie verlagerte sie höchstens räumlich oder zeitlich. Es waren öko-
nomische Krisen, die bislang ursächlich zu einer absoluten Abschwächung des 
CO2-Ausstoßes, der Flächennutzung oder der Ausbringung von Stickstoff führ-
ten. Niebert plädiert für eine stärkere Ausrichtung der gesamten Wirtschaft an 
der Einhaltung der planetaren Grenzen, basierend auf einem neuen Nachhal-
tigkeitsverständnis. Eine konkrete Politik dafür umfasst saubere Energieversor-
gung, staatlich stärker gestützte Umweltinnovationen, eine klimafreundliche 



34  Einleitung und Übersicht der Buchbeiträge

Beschaffungspolitik, stabile Leitplanken für die Wirtschaftsakteure, ein Kreislauf-
wirtschaftsgesetz sowie ein klimafreundliches Finanzsystem. Über dieses Maß-
nahmen-Set hinaus bedarf es auch eines grundsätzlichen Umdenkens. In einer 
Welt mit endlichen Ressourcen können viele Produktionsverfahren nicht unbe-
schränkt fortgeführt werden – auch nicht das Recycling. Sowohl eine ökologische 
Wirtschaft als auch die Befreiung vom Wachstumszwang sind erforderlich, so 
Niebert. Mit dem Eintritt in eine erwachsene statt einer immer weiter wachsenden 
Wirtschaft können wir Krisen nachhaltig überwinden.

Teil III – Ökologische Transformation im Kontext 
breiteren gesellschaftlichen Wandels

In diesem Themenblock stellen wir die ökologische Transformation in einen 
breiteren Kontext gesellschaftlicher Herausforderungen. Eine nachhaltige Indus-
triepolitik muss neben der Transformation zur Nachhaltigkeit auch unter ande-
rem der Corona-Krise, der zunehmenden Kritik der Globalisierung, der Digitali-
sierung sowie den demokratischen Aspekten einer umfassenden Transformation, 
die eine Hochrisikogesellschaft aufwirft, Rechnung tragen.

Sebastian Dullien legt dar, wie die Corona-Pandemie zentrale Schwächen des 
globalisierten Kapitalismus offenbart. Nachdem der Beitritt Chinas zur WTO 
2001 einen Globalisierungsschub bewirkt hatte, stellten die Finanz- und Wirt-
schaftskrisen 2008/2009 einen ersten Rückschlag des Welthandels dar. Der zweite 
Schock stammte aus der Euro-Krise, wodurch Verwundbarkeiten der innereuro-
päischen Lieferketten deutlich wurden. Der Brexit und die Wahl Donald Trumps 
in den USA führten zu einer Infragestellung etablierter Handelsabkommen, wo-
durch effiziente Lieferketten plötzlich unwirtschaftlich wurden. Die mangelnde 
Versorgung mit einfachen medizinischen Schutzprodukten in der Corona-Krise 
verdeutlicht, dass die Globalisierung der Produktion systemrelevanter Güter be-
reits das Optimum überschritten hat.

Die chinesische Industriepolitik – exportorientiert sowie auf Abschöpfung von 
technischem Know-how durch Übernahmen fokussiert – spiegelt diese Verletz-
lichkeit von globalen Lieferketten. Die Produktion vieler moderner Güter und 
Dienstleistungen ist durch steigende Skaleneffekte gekennzeichnet, was dazu 
führt, dass es immer wichtiger wird, wo Zukunftsmärkte und -unternehmen ent-
stehen. Eine Technologieführerschaft in Schlüsselbranchen und -technologien 
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bringt vielfältige Vorwärts- und Rückwärtsverknüpfungen mit Zulieferern und 
Kunden mit sich und ist für die Entwicklung einer Volkswirtschaft weit wichti-
ger, als es die direkte monetäre Wertschöpfung dieser Branche abbildet. Das er-
klärt, warum chinesische Unternehmen bereit sind, systematisch mehr als den 
fairen Marktpreis für Übernahmen zu bezahlen. Eine Begrenzung der Globalisie-
rung in Form von Unternehmensübernahmen und Abwanderung wichtiger Pro-
duktionen in Schlüsselbranchen ist damit aus deutscher und europäischer Sicht 
eine Versicherung gegen Störungen des Welthandels sowie auch essenziell für die 
Sicherung des künftigen Wohlstands. Insbesondere in Branchen, in denen Pro-
duktionskapazitäten schon abgewandert oder noch nicht in Europa etabliert sind 
(beispielsweise in vielen EE-Branchen), muss die staatliche Industriepolitik stra-
tegische Produktion halten oder aufbauen. Instrumente dafür könnten die um-
fassende Bereitstellung von Infrastruktur (»horizontale Industriepolitik«), strate-
gische öffentliche Beschaffungen, strategische Regulierungen sowie Eingriffe bei 
ausländischen Übernahmen von Schlüsselunternehmen und Staatsbeteiligungen 
bei riskanten Großinvestitionen sein.

Gesine Schwan diskutiert die Bedeutung von Nachhaltigkeit für eine gemein-
wohlorientierte Politik am Beispiel des historischen Nachhaltigkeitsdiskurses der 
Sozialdemokratischen Partei (SPD). Eng verbunden mit den Werten Freiheit, Ge-
rechtigkeit, Solidarität sowie Friedens- und Entspannungspolitik strebte die SPD 
in der Nachkriegszeit die Demokratisierung der Verfügung über die Produktions-
mittel an. Mit dem sogenannten Nord-Süd-Bericht von 1982 (Willy Brandt) so-
wie mit der »Brundtland-Kommission« von 1987 (Gro Harlem Brundtland) wur-
den diese Kernwerte der sozialen Nachhaltigkeit mit dem Wert der ökologischen 
Nachhaltigkeit eng verknüpft. Schwan sieht in den 2015 durch die Vereinten Natio-
nen verabschiedeten 17 Nachhaltigkeitszielen (Sustainable Development Goals – 
SDG) Parallelen zum sozialdemokratischen, gesamtgesellschaftlichen Nachhaltig-
keitsverständnis. Demnach sollen die »soziale, ökologische und ökonomische« 
Dimension enger mit den Dimensionen der Langfristigkeit und der Vielfalt der 
Gesichtspunkte in den Nachhaltigkeitsbemühungen verknüpft werden.

Diese Zusammenführung unterschiedlicher Perspektiven in Gegenwart, Ver-
gangenheit und Zukunft mit dem Ziel der gesamtgesellschaftlichen Nachhaltigkeit 
lässt diese auch heute als moderne Version des Gemeinwohlbegriffs erscheinen. 
Als Konfliktpunkt bleibt die Vermittlung zwischen (kurzfristiger) ökonomischer 
Effizienz und ökologischer oder sozialer Nachhaltigkeit. Eine weitere Komplexität 
erwächst aus der Notwendigkeit, auf der globalen, europäischen, nationalen und 
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kommunalen Ebene konkrete und effektive Handlungsoptionen zu definieren. Zi-
vilgesellschaft, Gewerkschaften, Staaten und Unternehmen haben ihre jeweiligen 
Rollen und Möglichkeiten, neue Foren für die Aushandlung konstruktiver Kon-
flikte zu etablieren, damit die jeweiligen Denk-, Interessen- und Handlungslogiken 
offengelegt und einander gegenübergestellt werden können. Mit einer multi-stake-
holder »antagonistischen Kooperation« – jenseits der traditionellen Anhörungen 
von Lobby-Gruppen – können Win-win-Situationen gefunden und kann Nach-
haltigkeit im Sinne des gesamtgesellschaftlichen Gemeinwohls gestärkt werden.

Hartmut Hirsch-Kreinsen fokussiert die digitale Transformation und ihre Aus-
wirkungen auf die Arbeitsgesellschaft. Digitalisierung ist kein technologischer 
Selbstläufer, sondern ein Resultat ökonomischer, sozialer, arbeits- und betriebs-
politischer Gestaltungsprozesse. Die Digitalisierung sollte weder als utopisches 
Technologie- und Wirtschaftsversprechen verstanden noch nur hinsichtlich der 
Risiken und Gefahren diskutiert werden. Negative Entwicklungen wie De-Quali-
fizierung, Polarisierung, erhöhtes Kontrollpotenzial, Prekarisierung von Arbeit, 
Steigerung der wirtschaftlichen Macht der Internetkonzerne und die damit ver-
bundenen rechtlichen und ethischen Konflikte sind ernst zu nehmen. Allerdings 
treffen digitale Technologien auf gesellschaftlicher sowie betrieblicher Ebene im-
mer auf eine Vielzahl konkreter Einsatz- und Arbeitsbedingungen, was eine kom-
plexere und weniger lineare Umsetzung bedeutet.

Die Auswirkungen digitaler Technologien in der Gesellschaft und in der Ar-
beitswelt hängen grundsätzlich mit den betrieblichen Rationalisierungspraktiken, 
den Lernprozessen sowie der Adaption der Arbeitsorganisation zusammen. Diese 
Vielfältigkeit in der Umsetzung eröffnet gleichzeitig die Möglichkeit, digitale 
Transformation in neuen Formen von Guter Arbeit zu realisieren. Da beispiels-
weise auf der Mikroebene Prozesskenntnisse und Erfahrungswissen Vorausset-
zung für den erfolgreichen Technologieeinsatz sind, können Beschäftigte stärker 
auf Unterstützungsmaßnahmen bestehen. Die Digitalisierung trifft im Betrieb 
auf ein sozio-technisches System, und einzelne Systemelemente müssen zu einem 
Gesamtsystem abgestimmt werden. Dieses Kriterium der Ganzheitlichkeit bedeu-
tet, dass betriebliche Beteiligungsverfahren und die Einbindung der Beschäftigten 
wichtig für die Implementierung sind. Die Akzeptanz von Industrie-4.0-Syste-
men kann erhöht werden, wenn die Sorgen um Arbeitsplatz- oder Autonomie-
verlust adressiert werden. Darüber hinaus sind eine neue Führungskultur und ein 
verändertes Statusbewusstsein im Betrieb unabdingbar, da auf allen Ebenen Soft 
Skills, Kommunikationsfähigkeit und Motivation für eine funktionierende digi-
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tal-menschliche Kooperation grundlegend sind. Auf der überbetrieblichen (staat-
lichen) Ebene besteht die Notwendigkeit, neue Interessenkompromisse bezüglich 
der Regulation von Flexibilisierung, Arbeitszeit, Mitbestimmung sowie Aus- und 
Weiterbildung zu finden. So können Hemmnisse und ungeklärte Konflikte im 
Sinne von Industrie 4.0 sowie im Sinne von Guter Arbeit 4.0 beseitigt werden. 
Die Digitalisierungsdebatte eröffnete in den vergangenen Jahren einen neuen ge-
sellschaftlichen Diskurs über wünschenswerte Formen von Arbeit. Damit bietet 
sie auch die vielversprechende Chance, dem Thema Arbeit gesellschaftspolitisch 
wieder grundsätzlich mehr Bedeutung beizumessen.

In einem Interview mit Christoph Hubig werden die vielen Unsicherheiten, die 
die gegenwärtigen Zukunftsvorstellungen prägen, sowie die damit verbundenen 
ethisch-politischen Überlegungen thematisiert. Unsere Gesellschaft zeigt ein dis-
parates Bild auf, wenn es um ihre Transformationsfähigkeit und -bereitschaft geht. 
Auf akute Krisen (wie die Corona-Krise) reagiert sie flexibel und anpassungsbe-
reit; bei tief greifenden und anhaltenden Transformationen – wie etwa dem Kli-
mawandel oder der Digitalisierung – erweist sie sich eher als gespalten und neigt 
dazu, einfache Gegensatzpaare wie »Segen oder Fluch« oder »Gewinner und Ver-
lierer« zu betonen. »Experten« und »Betroffene« kommen selten miteinander in 
Dialog, was zur Vernachlässigung wesentlicher Punkte effektiver Aushandlungs-
prozesse und Technikfolgenabschätzung – wie Information, Konsultation und 
Mitgestaltung – führt. Gerade wenn es um Hochrisikotechnologien geht und die 
Risiken nicht ganz kalkulierbar sind – wie bei Geoengineering, CCU/CCS, Gen-
technik oder künstlicher Intelligenz (KI) –, sind gemeinsam ausgehandelte Krite-
rien für die Etablierung der Technologien umso wichtiger. Hier können Katastro-
phenszenarien und Alarmismus einerseits dazu beitragen, Ungewissheiten und 
Risiken klarer zu machen und zum ambitionierten Handeln (jenseits der üblichen 
Pfadabhängigkeit) zu mobilisieren; sie erschweren aber andererseits eine rationale 
Diskussion über konkrete Vor- und Nachteile tief greifender technologischer und 
gesellschaftlicher Veränderungen.

Hubig schlägt eine Reihe von Aspekten vor, die bei der Einführung neuer Tech-
nologien und für große gesellschaftliche Transformationen von Bedeutung sind. 
Dass Exit-Optionen (sogenannte Optionswerte) immer beibehalten werden, muss 
Richtschnur sein. Zum Beispiel soll beim KI-Einsatz der Mensch Entscheidungs-
träger bleiben, und bei Risikotechnologien gegen den Klimawandel (oder beim 
Nicht-Handeln) muss darauf geachtet werden, die Handlungsoptionen künfti-
ger Generationen beizubehalten. Stakeholder-orientierte Bottom-up-Prozesse er-
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leichtern integrative statt »versäulte« Diskurse über die Pfade zur Nachhaltigkeit 
sowie klare Kriterien, institutionenübergreifende Kooperationen und politische 
Bildung, auch in den technischen Bereichen und Berufen. Hubig sieht in den 
gegenwärtigen Transformationsdiskursen wenig Konflikte bei den fundamen-
talen Werten unserer Gesellschaft. Es fehlt aber ein gemeinsames Narrativ, das 
die Prozesse, Herausforderungen und Risiken richtungsweisend zusammenfüh-
ren könnte. Der Begriff des »vernetzten Zeitalters« könnte eventuell dazu die-
nen, die vernetzten Herausforderungen (technische, ökologische, internationale) 
sowie deren möglichen Lösungen (Kooperationen, Sicherheitsbedürfnisse) zu-
sammenzubringen. Solche gemeinsamen Bilder der Zukunftsoptionen könnten 
gesellschaftliche Transformationsbemühungen erleichtern.

Teil IV – Der Blick »von innen«: Industrie und 
Sozialpartner als transformationspolitische Treiber

Im vierten Teil diskutieren Unternehmensvertreter Herausforderungen der 
Nachhaltigkeitstransformation aus betrieblicher Sicht. Management, Beschäf-
tigte und Arbeitnehmervertretungen befinden sich an einer kritischen Schnitt-
stelle mannigfaltiger gesellschaftlicher, politischer und wirtschaftlicher Interes-
sen. Sie verfügen über ein bedeutendes Kapital an praktischem Wissen, damit 
können sie konkrete Zukunftspfade entwickeln und betreten. Die Texte fokussie-
ren einen der am stärksten von den Transformationen betroffenen Wirtschafts-
zweige: die Chemie- und Pharmaindustrie.

Christian Kullmann ordnet die Bedeutung der chemischen Industrie für die 
Wohlstandsgesellschaft und unser Gemeinwohl ein. Die Chemie trägt zur Linde-
rung von Nöten der Menschen bei; so wurde zum Beispiel der Ertrag von Acker-
flächen durch die Großproduktion von Düngemitteln um ein Vielfaches gesteigert 
oder neuartige Medikamente erhöhten erheblich die Überlebenschancen bei vie-
len Krankheiten. Viele grüne Technologien – beispielsweise das Elektroauto, EE-
Anlagen oder die Bioökonomie – sind nur mit innovativen chemischen Produkten 
denkbar. Zudem hat sich die Chemieindustrie bereits den Aufgaben der Nachhal-
tigkeit und Treibhausgasneutralität bis 2050 gestellt: Die Emissionen sind in den 
vergangenen Dekaden um fast 50 Prozent gesunken – bei steigender Produktion.

Damit die chemische Industrie ihr volles Potenzial entfalten und wesentlich 
zu einer treibhausgasneutralen Gesellschaft beitragen kann, sind neue Weichen-
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stellungen notwendig, um Innovationen und Investitionen zu fördern. Vor allem 
aber braucht es einen konstruktiveren gesellschaftlichen Dialog. Kullmann be-
tont, dass Wirtschaft und ökologische Nachhaltigkeit nicht im Widerspruch zu-
einanderstehen, sondern einander in einer sozialen Marktwirtschaft bedingen. 
Demokratische Gesellschaften leben vom Kompromiss und den Fähigkeiten der 
Akteure, sich in die Sichtweisen und Situationen anderer hineinzuversetzen. Ein 
neuer Diskurs in der Bevölkerung ist notwendig sowie eine Offenheit für Techno-
logie und die Realitäten des Innovationsprozesses. Nur so kann eine langfristige 
Zusammenarbeit zur Erreichung gemeinsamer Ziele etabliert werden: in Dia-
logen zwischen Unternehmen, Politik und NGOs, zwischen den Sozialpartnern 
sowie mit den Kommunen, in denen Produktion und gute Industriearbeitsplätze 
eine zentrale Rolle für die soziale Nachhaltigkeit spielen.

Brigitta Huckestein setzt den notwendigen Systemwechsel hin zu einer kli-
mafreundlichen Gesellschaft in Bezug zu anderen globalen Herausforderungen, 
wie dem Bevölkerungswachstum, dem steigenden Wohlstandsniveau sowie dem 
wachsenden Bedarf an Nahrungsmitteln, Komfort, Mobilität und Wohnraum. 
In all diesen Bereichen sind chemische Produkte elementar, sie stehen am An-
fang vieler Wertschöpfungsketten. Langfristige Klimaneutralität zu erreichen ist 
keine Frage des Ob, sondern des Wie. BASF hat sich das Ziel gesetzt, bis 2030 
CO2-neutral zu wachsen. Dazu wurde ein Carbon-Management-Konzept aufge-
stellt, um unter anderem neue Technologien rund um die Herstellung von zehn 
Basischemikalien zu erforschen und zu erproben. Elektrische Steamcracker, neue 
Katalysatoren, die Methanpyrolyse oder die stoffliche Nutzung von CO2 sind 
Technologien, die stark energie- und emissionsintensive Prozesse in der Che-
mieproduktion treibhausgasneutral machen könnten.

Diese Potenziale werden sich aber nur realisieren lassen mit einem zügigen 
Ausbau der EE-Energieversorgung, einer gut ausgebauten (europäischen) Was-
serstoffinfrastruktur sowie einem politischen Rahmen, der eine CO2-arme Che-
mieproduktion wettbewerbsfähig macht. Hierzu gehören eine realistische EE-Be-
darfsplanung, der Abbau bestehender Hemmnisse im Genehmigungsrecht, der 
Ausbau stabilisierender Elemente im Stromsystem wie Speicher und Netzaus-
bau sowie ein länderübergreifender Stromhandel. Je ambitionierter das Ziel der 
Treibhausgasneutralität verfolgt wird, umso stärker steigen die damit verbunde-
nen Kosten und der Strombedarf. Somit ist und bleibt der Strompreis die Achil-
lesferse der Energiewende in der chemischen Industrie. Bis eine globale CO2-
Bepreisung realisiert ist, müssen andere Politikinstrumente – wie zum Beispiel 
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Carbon Contracts for Difference (CCfD) – für neue Technologien angewandt 
werden. So besteht die Chance, den Umstieg auf treibhausgasarme Produktions-
verfahren zu schaffen, integrierte industrielle Wertschöpfungsketten zu erhalten 
und ein Modell zum Nachahmen zu errichten.

Matthias Berninger nimmt seinen Ausgangspunkt im Begriff Nachhaltigkeit, 
dessen unterschiedlicher Bedeutungen sowie der historisch-politischen Entwick-
lung der Regulierung von Umwelt- und Klimaschäden. Die Wirtschaft blieb lange 
misstrauisch gegenüber den internationalen Nachhaltigkeitsbemühungen. Heut-
zutage gibt es aber ein Bewusstsein dafür, dass Nachhaltigkeit und Wirtschaftlich-
keit Hand in Hand gehen müssen – sonst haben Unternehmen auf Dauer keine 
Chance. Ein Umdenken in der gesamten Gesellschaft ist nötig, um die planetaren 
Grenzen zu respektieren. Ein konstruktives Zusammenspiel zwischen wirtschaft-
lichen Akteuren – auch in der Sozialpartnerschaft –, die technologische Entwick-
lung sowie gesellschaftliches Engagement und Regulierung sind Bausteine, um 
Innovation und Zukunftsinvestitionen voranzutreiben.

Als eines der forschungsstärksten Unternehmen, unter anderem auf dem Ge-
biet von Saatgut und Pflanzenschutz, hat Bayer eine enorme Verantwortung für 
die Nachhaltigkeitstransformation im Ernährungsbereich. Auf der Basis einer an 
die SDGs angelehnten neuen Nachhaltigkeitsstrategie sowie in Kooperation mit 
Kleinbauern in aller Welt werden Techniken für nachhaltiges Bewirtschaften er-
forscht und erprobt. Hierbei hilft kein romantisches Bild von Landwirtschaft – 
eine nachhaltige Landwirtschaft, die neun Milliarden Menschen ernähren kann, 
muss wissens- und innovationsbasiert sein. Berninger wünscht sich weniger 
pauschale Gegensatzpaare im Nachhaltigkeitsdiskurs: Es braucht sowohl verän-
derte Konsumgewohnheiten als auch nachhaltige Intensivierung. Dabei muss der 
wachsenden Skepsis gegenüber Wissenschaft entgegengewirkt werden, beispiels-
weise in Bereichen wie der Nutzung von Gentechnik oder KI, die die Erträge er-
höhen können. Mit 100 Prozent EE-Strom, einer Emissionsreduktion in der ge-
samten Lieferkette sowie der Kompensation der verbleibenden Emissionen will 
Bayer bis 2030 ein klimaneutrales Unternehmen werden. Um den hohen Erwar-
tungen seitens der Unternehmens-Stakeholder gerecht zu werden, braucht es zu-
dem einen global verbindlichen Ordnungsrahmen, der nicht nur Warenströme 
oder Arbeitsbedingungen (zum Beispiel ILO Kernarbeitsnormen) regelt, sondern 
auch den Umgang mit der Natur definiert. Die notwendige Beschleunigung des 
globalen Transformationsprozesses braucht die Kooperation und Koordinierung 
der großen Wirtschaftsakteure EU, USA und China. 
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Beate Bockelt beschreibt die Rolle und das Selbstverständnis des Betriebsra-
tes (BR) in betrieblichen Innovations- und Transformationsprozessen. Der Be-
triebsrat erlebt die Industrie »von innen« und hat an der Schnittstelle Produkt-
innovation – Arbeitsorganisation die besondere Aufgabe, die damit verbundenen 
Arbeitsprozesse sozial nachhaltig zu gestalten.

Der Ausgangspunkt des BR ist, dass Produkt- und Prozessinnovationen im-
mer gleichzeitig auch Innovation in der Arbeitsgestaltung und Arbeitsorganisa-
tion bedeuten. Die anstehenden Zukunftsherausforderungen, beispielsweise die 
Digitalisierung, bringen Veränderungen einzelner Arbeitsplätze, ganzer Beschäf-
tigtengruppen, kompletter Betriebe sowie des Konzerns insgesamt mit sich. Mit-
bestimmung ist dabei essenziell – sei es bei der Implementierung von neuen Qua-
lifizierungs-Tools, bei Veränderungen des Aus- und Weiterbildungssystems oder 
bei der Sicherstellung Guter Arbeit. BR können somit als »Anwälte für soziale 
Nachhaltigkeit« gesehen werden. In Zeiten schneller Transformationen ist diese 
Funktion wichtiger denn je.

Bockelt verweist in ihrem Kapitel auf den komplexen unternehmensinternen 
und -externen Koordinations- und Kooperationsaufwand, der mit Innovationen 
verbunden ist. Mit der zunehmenden Geschwindigkeit von Innovationsvorhaben, 
immer kürzeren Produktinnovationszyklen und dem steigenden Wettbewerbs-
druck nimmt diese Komplexität stetig zu. Auch für den Gesetzgeber ergibt sich 
daraus Handlungsbedarf. Fragen der Datensicherheit, des Schutzes geistigen Ei-
gentums, stärkerer Attraktivität für Nachwuchsforscher sowie länderübergreifend 
geregelter Arbeitsbedingungen (in globalen Unternehmen) beispielsweise rund 
um Homeoffice, Work-Life-Balance oder Ruhe- und Arbeitszeiten müssen ge-
setzlich besser flankiert werden. In der BR-Arbeit sind Betriebsvereinbarungen 
hierbei von zentraler Bedeutung, fundamental für gelungene Innovationsprozes-
sen ist ein neues Kooperationsverständnis im sozialen Dialog zur Ausgestaltung 
von Guter Arbeit in der betrieblichen Transformation.

Teil V – Ausblick: Industriepolitische Entwicklungslinien 
im Ausland

Im vierten Teil des Buches schildern Autoren aus dem Ausland ihre Perspektiven 
auf die klima- und industriepolitische Herausforderung. Neben den USA – deren 
Situation bereits Mariana Mazzucato diskutierte – sind China und die anderen 
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EU-Mitgliedsstaaten wichtige Partner- und Wettbewerbsländer Deutschlands. 
Der Transformationsbedarf ist global; die aktuellen Krisen und Herausforderun-
gen treffen aber auf spezifische nationale Produktions- und Innovationssysteme. 
Verschiedene Merkmale dieser Systeme sowie Schwerpunkte der jeweiligen 
Transformationsbemühungen werden im Folgenden thematisiert.

Lea Shih und Matthias Scherf beleuchten zunächst eine relativ wenig beach-
tete Schwerpunktsetzung der chinesischen Industriepolitik: die grüne Finanzie-
rung. Generell unterscheidet sich die chinesische Industriepolitik von der euro-
päischen Herangehensweise, indem sie ausgewählte Schlüsseltechnologien und 
-branchen regulativ und finanziell stark fördert. Mit der Neue-Seidenstraße-Ini-
tiative (Belt-and-Road-Initiative) werden mehrere industriepolitische Ziele au-
ßenpolitisch verfolgt: die Transformation hin zu einer mehr konsumbasierten 
heimischen Wirtschaft, der Abbau von Überkapazitäten, die Stärkung regionaler 
Produktions- und Handelsnetzwerke sowie – in jüngster Zeit – die Verbreitung 
von Standards und Kriterien zur »grünen Finanzierung«, insbesondere in den 
Entwicklungs- und Schwellenländern.

Die chinesische Zentralbank sowie die staatseigenen Projekt- und Geschäfts-
banken beschäftigten sich schon früh mit dem Thema grüne Finanzierung. China 
ist heute weltweit der zweitgrößte Markt für grüne Anleihen (nach den USA). Es 
verfolgt das Ziel, eine führende Rolle bei der Gestaltung des globalen grünen Fi-
nanzmarkts zu spielen. Die Entwicklung einer europäischen Taxonomie für grüne 
Finanzierung (unter anderem zur Finanzierung des Green Deals) zeigt sowohl 
Überlappungen als auch Divergenzen zu den chinesischen Kriterien. Zu den Un-
terschieden gehört unter anderem, dass eine aktivere Rolle der Zentralbank für 
Nachhaltigkeitsfinanzierung in Europa politisch umstritten ist. Auch werden in 
China fossile Energieprojekte (zum Beispiel Kohlekraftwerke) weiter gefördert, 
während diese nach der europäischen grünen Taxonomie weitgehend wegfallen. 
Damit bleiben chinesische Entwicklungsbanken häufig die einzige Alternative, 
wenn Entwicklungsländer solche Energieprojekte realisieren wollen.

Generell ist es begrüßenswert, dass die Relevanz der grünen Finanzierung auch 
in der chinesischen Industrie- und Entwicklungspolitik gestärkt wird. Allerdings 
gilt es, trotz vieler Ähnlichkeiten und gar Kooperationen in diesem Bereich, noch 
wichtige Fragen zu Klassifikationssystemen und Wettbewerbsaspekten zwischen der 
EU, USA und China zu klären, um ein globales grünes Finanzsystem zu etablieren.

Ola Asplund beleuchtet mehrere arbeits- und industriepolitische Herausfor-
derungen, die mit der Transformation hin zu Nachhaltigkeit und Digitalisierung 
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für die schwedische Industrie zusammenhängen. Die schwedische Industrie war 
vor der Corona-Krise relativ gut aufgestellt und in Sachen Digitalisierung, Effi-
zienz und Produktivität weit voraus. Mit der Krise wurden aber Schwachstellen 
offengelegt, nicht zuletzt in den betrieblichen Aus- und Weiterbildungssystemen 
sowie in der Sozialpartnerschaft. Strukturwandel war immer Realität der Indus-
trie und ist grundsätzlich eine positive Kraft für Beschäftigte, Produktion und 
Gesellschaft. Die Industrie hat auch eine große Verantwortung für die heutigen 
Umweltprobleme und muss entscheidend zur Nachhaltigkeit beitragen. Aber ist 
der Strukturwandel zu disruptiv, werden Unternehmen – aller Größen – nicht 
unterstützt oder werden die Beschäftigten nicht befähigt, in der Transformation 
mitzuhalten, kann der Strukturwandel sich sehr negativ auf Industrie und Gesell-
schaft auswirken. Grundsätzlich liegen allerdings die Interessen von Unterneh-
mensleitungen und Beschäftigten in der anstehenden Transformation nah bei
einander; flache Unternehmenshierarchien, gute Möglichkeiten zu Weiterbildung 
und Umstellung für alle Beschäftigten sowie eine konstruktive Mitbestimmungs-
kultur sind Voraussetzungen dafür, dass Unternehmen in der Transformation er-
folgreich sein können.

Gerade die Aspekte betriebliche Aus- und Weiterbildung sowie Mitbestim-
mung sind entscheidende Dreh- und Angelpunkte erfolgreicher industrieller 
Nachhaltigkeitsbemühungen. Das Erfahrungswissen der Beschäftigten muss als 
Grundlage für den betrieblichen Wandel dienen; darüber hinaus sollten neue 
Maßnahmen wie bessere Validierung von Fachwissen und kurze Weiterbildungs-
programme aufgebaut werden. Arbeitgeber sollten ihre ablehnende Haltung ge-
genüber gewerkschaftlichem Einfluss auf die betrieblichen Entwicklungen hin-
terfragen; das Wissen aller Beschäftigten des Unternehmens zu nutzen kann die 
gemeinsamen Transformationsanstrengungen erleichtern. Schließlich sollten die 
Gewerkschaften ihre Kompetenzen und Anstrengungen im Nachhaltigkeitsbe-
reich stärken sowie den Austausch mit Umweltorganisationen suchen. So können 
neue Kompetenznetzwerke, die individuellen Fähigkeiten der Betroffenen sowie 
der soziale Dialog in der Transformation gestärkt werden.

Gabriel Colletis beschreibt die Situation der französischen Industrie, die zwi-
schen anhaltendem Verfall und Erneuerung zu schwanken scheint. Die De-Indus-
trialisierung in den vergangenen Jahrzehnten war geprägt durch den Rückgang 
der industriellen Arbeitsplätze, die Verringerung des Beitrags des Industriesek-
tors zum BIP und ein starkes Wachstum des Dienstleistungssektors. Gleichzeitig 
sind die ausländischen Direktinvestitionen vergleichsweise hoch – höher noch als 
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in Deutschland – und Frankreich ist ein Zentrum für industrielle Innovation und 
FuE-Projekte, beispielsweise in den Agrar- und Ernährungssektoren, der Che-
mie, Pharmazie und Luftfahrt. Dagegen schneidet Frankreich bei der Produktion 
»mittlerer« Technologien relativ schlecht ab.

Die Ursache dieser mangelnden Produktionsstruktur im mittleren industriel-
len Bereich sieht Colletis erstens in einer starken steuerlichen Förderung von 
FuE-Aktivitäten, die die Trennung in heimische FuE-Aktivitäten einerseits und 
Produktionsverlagerungen ins Ausland andererseits erleichtert und die den Fo-
kus auf Spitzentechnologien gestärkt hat. Zweitens ist die französische Industrie-
politik eher eine »Politik der Unternehmen« und nicht des Produktionssystems. 
Nationale Champions wurden unterstützt, breitere Produktionsnetzwerke oder 
-kooperationen lange vernachlässigt. Drittens ist das betrieblich-industrielle Aus- 
und Weiterbildungssystem nicht ausreichend entwickelt.

In jüngster Zeit könnte aber eine Kehrtwende zu beobachten sein. Produk-
tionsketten und Wettbewerbscluster werden stärker gefördert. Mit einer neuen 
Rechtskategorie – »Unternehmen mit einer Mission« – und einer »Sorgfalts-
pflicht« sollen die unternehmerischen Tätigkeiten stärker auf Nachhaltigkeit aus-
gerichtet werden. Neue Wirtschaftsmodelle werden gesucht und gefördert, um 
Wettbewerbsfähigkeit und ökologische Nachhaltigkeit in Einklang zu bringen, 
wie etwa Geschäftsmodelle zur Kreislaufwirtschaft und der »kurzen Kreisläufe«. 
Ein Gesetz zu »Null Verschwendung« soll helfen, die lineare Wirtschaft auf Re-
cycling umzustellen sowie lokale Wirtschaftsmodelle – einschließlich Arbeits-
plätze – zu stärken. Im Gebäudesektor, im Verkehr und bei der Stromerzeugung 
will Frankreich seinen Rückstand im EE-Bereich aufholen und gleichzeitig die 
industrielle Erneuerung voranbringen.

Rafael Myro beleuchtet die Herausforderungen, denen die spanische Wirt-
schaft, die sich erst in jüngster Zeit von der Rezession infolge der Finanz- und 
Währungskrisen 2008–2011 erholte, durch die Corona-Krise gegenübersteht. 
Als viertgrößtes Industrieland in der EU steht Spanien in intensivem Wettbe-
werb mit den neuen Industrieländern. Die Steigerung der Produktivität und 
der Qualitätsstandards in der Produktion sowie die Stärkung des »Humankapi-
tals« werden als Schlüsselfaktoren für die weitere Entwicklung angesehen. Die 
anhaltende Arbeitslosigkeit nach der Finanzkrise sowie mangelndes Interesse 
seitens der Unternehmen, in Aus- und Weiterbildungssysteme zu investieren, 
trugen zum Fachkräftemangel bei, vor allem in kleinen und mittelständischen 
Unternehmen.
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Myro argumentiert, dass die spanische Industrie ohne stärkere staatliche In-
novations- und Investitionsförderung weiterhin weit unter ihrem Potenzial pro-
duzieren wird. Die Förderung von industriellen Clustern, größere Budgets für 
»Zukunftsinvestitionen«, mehr effektive Public-Private-Partnerships sowie eine 
stärkere Zusammenarbeit rund um gemeinsame Ziele wären für die industrielle 
Modernisierung notwendig. Die klassische spanische Industriepolitik war – ähn-
lich wie die französische – lange auf die Unterstützung der größten Unternehmen 
ausgerichtet, was zu mangelnder Koordination und fehlendem Netzwerkaufbau 
beigetragen hat. Spanien verfügt somit über kein echtes industrielles Innovati-
ons- und Produktionssystem, was bei den anstehenden Transformationen nach-
teilig ist.

Myro schlägt eine neue Wissenschafts- und Innovationspolitik vor, die sich 
stärker an Innovationsnetzwerken zwischen Wissenschaft, Industrie und Politik 
auf staatlicher und regionaler Ebene orientiert. Wichtige Aspekte wären ein bes-
ser koordinierter Technologietransfer, eine Aufstockung der staatlichen sowie pri-
vaten Finanzierung der industriellen Modernisierung und eine gezielte Stärkung 
der betrieblichen (dualen) Ausbildungssysteme. Schließlich braucht es eine ko-
ordinierte und solidarische Vorgehensweise innerhalb der EU: Eine Erneuerung 
der Industrie muss paneuropäisch gedacht werden. Dabei haben die europäischen 
Gewerkschaften eine wichtige Rolle, Gerechtigkeit und Solidarität in der Moder-
nisierung der europäischen Industrie hin zur Nachhaltigkeit zu gewährleisten.

Luc Triangle sieht in der Corona-Pandemie eine Warnung an Entscheidungs-
träger, die Anfälligkeit der Welt für heftige Schocks, die mit der Umweltzerstö-
rung und tiefen wirtschaftlichen Verflechtungen zusammenhängen, weiter zu 
ignorieren. Die meisten Regierungen sowie die europäischen Institutionen ha-
ben zwar mit Soforthilfen für Unternehmen und Beschäftigte reagiert. Langfris-
tig werden aber umfassende Konjunkturpakete und industriepolitische Konzepte 
gebraucht, um die notwendige Verbindung zwischen wirtschaftlicher und indus-
trieller Erneuerung und ökologischer Resilienz herzustellen.

Mit dem Green Deal ist Europa auf dem Weg zu einem neuen Wirtschafts-
paradigma: Der Green Deal stellt einen Fahrplan zu einer CO2-armen Wirtschaft 
auf und schafft den politischen Rahmen, auf dem die Gestaltung jeder künftigen 
Industriepolitik beruhen muss. Neben den Investitionsbemühungen sollten die 
strengen Wettbewerbs- und Beihilferegeln gelockert und eine »strategische Auto-
nomie« in wichtigen Wertschöpfungsketten verfolgt werden. Es muss verhindert 
werden, dass ähnlich wie nach der Finanzkrise 2008/2009 Millionen von Indus-
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triearbeitsplätzen verloren gehen. Darüber hinaus zeigt die neue Daten-Ökono
mie die Bedeutung einer kohärenteren europäischen IT- und Datenpolitik. Die 
europäische Industrie ist nicht wegen billiger Arbeitskräfte, Energie oder natür-
licher Ressourcen konkurrenzfähig, sondern nur durch Investitionen in For-
schung, Entwicklung, Innovation und ein transparentes Regelwerk.

Konkret braucht die EU einen breiten Instrumentenmix für ihre Modernisie-
rung. Erhöhte FuE-Ausgaben und eine gemeinsame Vision – oder Mission – für 
die wirtschaftliche Entwicklung sind geboten. Ein neuer Innovationsrat, der neue 
Innovationsfonds, eine innovative (ökologische) öffentliche Beschaffung, Maß-
nahmen gegen Steuerflucht und ein europaweiter Markt für (grünes) Wagnis-
kapital könnten dazu beitragen, besser synchronisierte paneuropäische Innova-
tionsökosysteme zu schaffen. Neue Geschäftsmodelle sollten unterstützt werden, 
zum Beispiel um die Kreislaufwirtschaft zu stärken. Die Dekarbonisierung der 
Grundstoffindustrien ist mit einer gemeinsamen EE-, Wasserstoff- und FuE-Po-
litik gestaltbar sowie mit einem effektiven Carbon-Leakage-Schutz. Eine Moder-
nisierung der Ausbildungswelt ist in vielen Ländern eine wichtige Baustelle. Nicht 
zuletzt sollten die europäischen sozialpartnerschaftlichen Institutionen eine stär-
kere Rolle in der Transformation spielen. Eine »Just Transition« ist nur durch 
Mitbestimmung und sozialen Dialog sicherzustellen. Die EU hat das Potenzial, 
ein stabiles und inklusives Wirtschaftsmodell im Übergang zur CO2-Neutralität 
einzuführen. Mit gutem Beispiel voranzugehen kann sie zum Vorbild der Trans-
formation für den Rest der Welt machen.

Teil VI – Fazit: Epoche der Nachhaltigkeit

Michael Vassiliadis fasst im abschließenden Kapitel dieses Sammelbandes seine 
Perspektive einer nachhaltigen Industriepolitik zusammen und greift dabei viele 
Querschnittsthemen des Buches auf. Das anstehende Jahrzehnt wird unsere Zu-
kunft maßgeblich beeinflussen: Neue Weichenstellungen sind erforderlich, um 
den notwendigen Modernisierungsschub für Gesellschaft und Industrie recht-
zeitig in Gang zu setzen. Die Corona-Krise hat Schwachstellen – aber auch Stär-
ken – unseres Wirtschaftsmodells offengelegt. Es gilt diese Stärken auszubauen, 
die Schwächen zu reduzieren und unsere Gesellschaft dadurch resilienter, ge-
rechter und nachhaltiger zu machen. Herausforderungen in den Bereichen Digi-
talisierung, Bildung, Gesundheitswesen, Lieferkettenmanagement, EU-Politik 
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sowie Industrie- und Energiepolitik sind nur gemeinsam und in transparenten 
Beteiligungsprozessen zu meistern. Die Sozialpartnerschaft hat sich mehrmals 
als wichtiger Hebel erwiesen, gestärkt aus Krisen zu kommen. Unser Weg aus der 
Corona-Krise sowie der damit verbundenen wirtschaftlichen Krise und hinein in 
die Transformation zu mehr Nachhaltigkeit muss auf dieser entscheidenden 
Säule aufbauen.

Vassiliadis betont die Bedeutung von gemeinsamen, glaubwürdigen Zukunfts-
bildern für die Mobilisierung gesellschaftlichen (menschlichen und finanziellen) 
Kapitals. Alle Akteure und Institutionen sind gefordert, ihre Ziele und Strategien 
zu überdenken; die IG BCE hat sich bereits mit einem breit angelegten »Szena-
rien-Prozess« auf den Weg gemacht. Von staatlicher Seite bedarf es mehr geziel-
ter Unterstützung für Innovationen, industrieller Investitionen, EE-basierter In-
frastruktur, ebenso sind eine kluge Lenkung von privatem Kapital in die neuen 
Schlüsseltechnologien sowie eine auf neue geopolitische Realitäten ausgerichtete 
strategische Industrie- und Wettbewerbspolitik nötig. Die betriebliche Aus- und 
Weiterbildung muss gestärkt werden, vor allem mit Blick auf Nachhaltigkeit und 
Digitalisierung. Neue industrielle Netzwerke, Cluster und technische Zusammen-
arbeit tragen zu erhöhter Transformationsfähigkeit bei. Ziel ist nichts weniger als 
die Neo-Industrialisierung unserer Gesellschaft. Ein wirkungsvoller sozialer Dia-
log – auch in neuen Kooperationen und Foren – bildet die demokratische Grund-
struktur eines solchen massiven Umbauprozesses. So können sozialer Fortschritt, 
Gerechtigkeit, wirtschaftliche Zukunftsfestigkeit und ökologische Nachhaltigkeit 
in einem sich gegenseitig stärkenden Transformationsprozess zusammengebracht 
werden.




